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Politisch motivierte Übergriffe gegen Flüchtiingskinder in Deutschland 


In der Bundesrepublik Deutschland leben zahlreiche Flüchtlingskinder 
mit ihren Familienangehörigen sowie minderjährige unbegleitete Kin- 
derflüchtlinge in Flüchtlingsheimen. Sie sind in besonderem Maße von 
den Übergriffen rechtsradikaler Gewalttäter auf Flüchtlingsheime be- 
droht. Wiederholt waren Flüchtlingskinder, unbegleitete Kinderflücht- 
linge und Jugendliche, wie bei einem Brandanschlag in Hünxe oder 
einem Überfall in Mücheln, direkt lebensbedrohlichen Angriffen rechts- 
radikaler Krimineller ausgesetzt. 

Mit der Ratifizierung der UNO- Kinderkonvention ist die Bundesrepublik 
Deutschland die Verpflichtung eingegangen, Flüchtlingskindern und 
unbegleiteten Kinderflüchtlingen besonderen Schutz und humanitäre 
Hilfe zu gewähren sowie sie vor Gewaltanwendung, Schadenszufügung 
und Mißhandlung zu bewahren. 

1. Wie viele Flüchtlingskinder, unbegleitete Kinderflüchtlinge und 
Jugendhche leben z, Z. in Deutschland, und aus welchen Ländern 
kommen sie? 


Eine Auswertung des Ausländerzentralregisters am 20. Oktober 
1992 hat ergeben, daß sich zu diesem Stichtag insgesamt 153 274 
Ausländer im Alter von unter 16 Jahren als Flüchtlinge in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgehalten haben. Davon sind 


136 349 
10 427 
2 696 
110 


Personen als Asylbewerber, 

Personen als Asylberechtigte, 

Personen als Kontingentflüchtlinge und 
Personen erfaßt, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland als Flüchtlinge anerkannt und in deutsche 
Obhut übernommen worden sind. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 18. Novem- 
ber 1992 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Eine Aufschlüsselung nach Herkunftsländern ist nur mit unver- 
hältnismäßig hohem Verwaltungsaufwand möglich. 

Die Verteilung der Flüchtlingskinder auf die Länder der Bundes- 
republik Deutschland ergibt sich aus der nachfolgenden Über- 
sicht. 


Bundesland 

Asyl- 

bewerber 

Asyl- 

berechtigte 

Kontingent- 

flüchtlinge 

im Ausland 
anerkannte 
Flüchtlinge 

Baden-Württemberg 

12 583 

1 651 

418 

3 

Bayern 

10 554 

928 

253 

5 

Berlin 

5 480 

246 

212 

13 

Brandenburg 

3 886 

10 

28 

15 

Bremen 

2 299 

95 

17 

4 

Hamburg 

4 864 

572 

151 

9 

Hessen 

13 755 

2 023 

129 

11 

Mecklenburg-Vorpommern 

2 713 

14 

31 

7 

Niedersachsen 

18 325 

606 

535 

6 

Nordrhein- Westfalen 

41 281 

3 519 

677 

23 

Rheinland- Pfalz 

8 872 

502. 

97 

5 

Saarland 

3 426 

124 

25 

— 

Sachsen 

1 614 

8 

24 

— 

Sachsen- Anhalt 

1 693 

3 

49 

2 

Schleswig-Holstein 

3 931 

124 

25 

7 

Thüringen 

1 073 

2 

25 

- 

Zusammen: 

136 349 

10 427 

2 696 

110 


2. Wie viele Flüchtlingskinder, unbegleitete Kinderflüchtlinge und 
Jugendliche sind z. Z. in Flüchüingsheimen untergebracht? 


Der Bundesregierung liegen hierzu aus den Ländern folgende 
Erkenntnisse vor: 

Baden-Württemberg 

Minderjährige Asylbewerber werden zusammen mit ihren Ange- 
hörigen in staatlichen Sammelunterkünften oder von den Kom- 
munen untergebracht. Unbegleitete minderjährige Asylbewerber 
kommen regelmäßig in Einrichtungen der Jugendhilfe unter. Eine 
zahlenmäßige Erhebung wäre nur mit unverhältnismäßig hohem 
Verwaltungsaufwand möglich. 

Bayern 

Unbegleitete Flüchtlingskinder und Jugendliche werden grund- 
sätzlich nicht in Gemeinschaftsunterkünften für Asylbewerber 
aufgenommen. Dieser Personenkreis wird in der Regel von den 
örtlich zuständigen Jugendämtern in geeigneten Jugendhilfeein- 
richtungen untergebracht. Nur in Ausnahmefällen erfolgt eine 
Aufnahme in den bayerischen Anlaufstellen für Asylbewerber, bis 
eine Aufnahme in den Jugendhüfeeinrichtungen erfolgen kann. 
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Berlin 

In Heimen der Senatsverwaltung für Jugend und Familie sind z. Z. 
etwa 1 750 alleinstehende Kinder und Jugendliche im Alter bis 
unter 18 Jahren untergebracht. 

Brandenburg 

Zahlenmäßige Erkenntnisse liegen hierzu nicht vor. 

Hessen 

Mitte des Jahres 1990 waren etwa 550 unbegleitete minderjährige 
Flüchtlingskinder in Einrichtungen der Jugendhilfe unterge- 
bracht. Zahlen über Flüchtlingskinder, die mit Angehörigen zu- 
sammen in Flüchtlingsheimen untergebracht sind, hegen nicht 
vor. 

Nordrhein-Westfalen 

Über die Art der Unterbringung werden keine statistischen Auf- 
zeichnungen geführt. 

Rheinland-Pfalz 

Über Flüchthngskinder, die mit ihren Familienangehörigen ein- 
reisen, liegen keine statistischen Angaben vor. Diese werden 
zunächst in der Zentralen Anlaufstelle in Ingelheim aufgenom- 
men und danach auf Städte und Gemeinden verteilt. In Rhein- 
land-Pfalz sind z. Z. 193 unbegleitete Kinderflüchtlinge gemeldet 
worden. Diese werden von den Jugendämtern betreut, soweit sie 
nicht bei Bekannten oder Verwandten aufgenommen werden 
können. Zirka 60 allein eingereiste minderjährige Flüchtlinge sind 
derzeit in Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht. 

Saarland 

Eine zahlenmäßige Erhebung der Flüchthngskinder und Jugend- 
lichen ist nur über die für die Unterbringung zuständigen Kommu- 
nen möglich und mit unverhältnismäßig hohem Verwaltungsauf- 
wand verbunden. 

Sachsen-Anhalt 

Das Land führt keine Statistiken über Flüchthngskinder, unbe- 
gleitete Kinderflüchtlinge und Jugendliche. Nach den Erkenntnis- 
sen des Innenministeriums des Landes Sachsen- Anhalt sind der- 
zeit 516 Flüchthngskinder und 24 unbegleitete Kinderflüchtlinge 
und Jugendliche in Heimen untergebracht. 

Schleswig-Holstein 

In den zwei Gemeinschaftsunterkünften für Flüchtlinge des Lan- 
des Schleswig-Holstein sind derzeit etwa 100 Kinder und Jugend- 
hche zusammen mit ihren Eltern oder Verwandten untergebracht. 

Thüringen 

Heime für eine separate Unterbringung von Flüchtlingskindern 
gibt es in Thüringen nicht. 
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3. Wie viele Fälle von politisch oder rassistisch motivierten Übergrif- 
fen gegen in Deutschland lebende Flüchtlingskinder, unbegleitete 
Kinderflüchtlinge und Jugendliche hat es von 1989 bis 1992 ge- 
geben? 


Das Bundeskriminalamt erfaßt Fälle, die ihm im Rahmen des 
kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Staatsschutzsachen und 
mittels der Landeslagebilder „Fremdenfeindliche Staftaten" 
gemeldet werden. Danach ergibt sich folgendes Bild: 



1989 

1990 

1991 

1992 (30.9.) 

Anzahl der Fälle 

— 

1 

15 

23 

Von Verletzungen 
betroffene 





- Kinder 

- 

- 

10 

19 

- Jugendliche 

- 


6 

17 


4. Wie viele Flüchtlingskinder, unbegleitete Kinderflüchtlinge und 
Jugendliche leben und lebten in jenen Heimen, die Ziel politisch 
oder rassistisch motivierter Übergriffe waren? 


Angaben hierzu können von den Ländern nicht gemacht werden. 


5. Sind Flüchtlingskinder, unbegleitete Kinderfiüchtlinge und Ju- 
gendliche bei politisch oder rassistisch motivierten Übergriffen ver- 
letzt oder psychisch geschädigt worden? 


Aufzeichnungen hierzu werden von den Ländern überwiegend 
nicht geführt. 

In Baden-Württemberg sind im Jahr 1991 365 und in den Mona- 
ten Januar bis September 1992 342 fremdenfeindliche Straftaten 
erfaßt worden. Eine Aufschlüsselung dieser Übergriffe nach Per- 
sonengruppen oder anderen opferspezifischen Kriterien liegt 
nicht vor. 

In Bayern ist im Februar 1992 ein Brandanschlag auf ein Wohn- 
haus verübt worden, in dem u. a. eine Flüchtlingsfamilie mit vier 
Kindern untergebracht war. Die Familie war vorübergehend 
wegen Gesundheitsschädigung durch Rauch in ärztlicher Be- 
handlung. 

In Schleswig-Holstein sind vier Fälle registriert worden, bei denen 
zehn ausländische Kinder/Jugendliche durch Straftaten mit frem- 
denfeindlicher Motivation verletzt wurden. Ob und inwieweit 
dadurch auch psychische Schäden aufgetreten sind, ist nicht 
bekannt. 


6. Welche Maßnahmen zum Schutz der Flüchtlingskinder und unbe- 
gleiteter Kinderflüchtlinge haben die deutschen Behörden ge- 
troffen? 
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Die Sicherheitskonzepte der Länder umfassen alle Unterkünfte, in 
denen Asylbewerber und andere Gruppen ausländischer Flücht- 
hnge untergebracht sind. Die präventiven und repressiven Maß- 
nahmen dienen der Gefahrenabwehr und dem Schutz der dort 
untergebrachten Flüchtlinge. Besonderer Maßnahmen zum 
Schutz der Flüchüingskinder und unbegleiteter Kinderflüchtlinge 
hat es bisher nicht bedurft. 


7. Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregierung angesichts der 
Übergriffe, der besonderen Bedrohung und ihrer Verpflichtung 
gegenüber Flüchtlingskindem und Kinderflüchtlingen durch die 
UNO-Kinderkonvention zum wirksamen Schutz der Kinder? 


Wie sich aus der Antwort zu Frage 6 ergibt, haben die Länder alle 
notwendigen Schutzvorkehrungen getroffen. Zusätzhcher Maß- 
nahmen seitens der Bundesregierung zum wirksamen Schutz der 
Kinder bedarf es daher nicht. 


8. Wie unterstützt die Bundesregierung gemeinnützige und karitative 
Organisationen bei der Betreuung von Flüchtlingskindem, unbe- 
gleiteten Kinderflüchtlingen und Jugendlichen, und wie viele Mit- 
tel hat die Bundesregierung hierfür zur Verfügung gestellt? 


Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege sowie der Inter- 
nationale Sozialdienst - Deutscher Zweig e. V. - erhalten 1992 im 
Rahmen des Flüchtlingsprogramms der Bundesregierung für die 
soziale Beratung und Betreuung von ausländischen Flüchthngen 
projektbezogene Bundesmittel in Höhe von 8,8 Mio. DM. 

Wieviel von diesen Bundeszuwendungen zur Betreuung von 
Rüchtlingskindern, unbegleiteten Kinderflüchtlingen und Ju- 
gendlichen verwendet werden, kann nicht beziffert werden. 


9. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um mit den Kindern die 
Schrecken von Krieg, Vertreibung, Hunger und den aktuellen 
Übergriffen seelisch aufzuarbeiten, und wie viele geschulte Kräfte 
sind zu diesem Zweck in den Flüchtlingsheimen tätig? 


In Einrichtungen der Jugendhilfe untergebrachte unbegleitete 
Flüchtlingskinder werden von sozialpsychologisch und sozialpäd- 
agogisch geschultem Personal betreut. Die Betreuung schließt die 
Aufarbeitung von Fluchterlebnissen ein. 

Im übrigen wird die Betreuung der ausländischen Flüchtlinge im 
wesentlichen von Mitarbeitern der Verbände der Freien Wohl- 
fahrtspflege wahrgenommen. 


10. Sind Flüchtlingskinder und unbegleitete Kinderflüchtlinge in der 
Bundesrepublik Deutschland in Zeltlagern für Asylbewerber unter- 
gebracht, und wie beurteilt die Bundesregierung die starken ge- 
sundheitlichen Gefahren für die Kinder angesichts der bevor- 
stehenden Herbst- und Winterkälte? 
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In der Bundesrepublik Deutschland sind nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung keine Flüchtlingskinder und unbegleitete 
Flüchtlingskinder in Zeltlagern untergebracht. 


11. Welche Unterstützung gewährt die Bundesregierung den Bundes- 
ländern, um die schulische Betreuung von Flüchtlingskindern, 
unbegleiteten Kinderflüchthngen und Jugendhchen zu gewährlei- 
sten, und welche Anstrengungen unternimmt sie, um die Flücht- 
hngskinder, unbegleiteten Kinderflüchtlinge und Jugendhchen in 
ihrer Muttersprache zu unterrichten und ihrer soziokulturellen Her- 
kunft gemäß zu erziehen? 

Der Bund unterstützt die Eingliederung junger ausländischer 
Flüchtlinge im Rahmen des Garantiefonds. Wichtiger Bestandteil 
dieser Eingliederungshilfen sind die Beihilfen zum Besuch von 
Deutsch-Sprachkursen. Nach den Richtlinien des Garantiefonds 
können gefördert werden: 

— ausländische Flüchtlinge, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in der Bundesrepublik Deutschland haben und als Asylberech- 
tigte anerkannt sind, 

— Kontingentflüchtlinge sowie 

— ausländische Flüchtlinge, die außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufgrund des Abkommens vom 28. Juli 1951 über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Konvention) aner- 
kannt und in der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vor- 
übergehend zum Aufenthalt berechtigt sind. 

Eine Förderung jugendlicher Asylbewerber ist nicht vorgesehen. 

Die Politik der Bundesregierung ist darauf gerichtet, Flüchtlings- 
kinder mit nicht nur vorübergehendem Aufenthaltsrecht in die 
Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland zu integrieren. Eine 
Unterrichtung dieser Jugendlichen in ihrer Muttersprache und 
eine ihrer soziokulturellen Herkunft entsprechende Erziehung 
wäre den Interessen der Bundesrepublik Deutschland an einer 
reibungslosen Integration dieser Menschen nicht förderlich. 
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